
 

 

 
 
 

Bezirkshauptmannschaft Gmünd 
Schremser Straße 8, 3950 Gmünd  

 
 

KUNDMACHUNG 

gemäß § 77a Gewerbeordnung 1994  

Kennzeichen: GDW2-BA-1355/004 
 
 

Von der Bezirkshauptmannschaft Gmünd wird bekannt gegeben, dass die Entscheidung über den Antrag der 
NBG Fiber GmbH um Erteilung der gewerbebehördlichen Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb 
einer Produktionsstätte zur Herstellung von optischen Glas-Preforms im Standort Zweiländerstraße, KG 
Böhmzeil, Grst.Nr. 1483/3, zur Einsichtnahme aufliegt. 
Die Anlage unterliegt der Anlage 3 (Kategorie 4.2b) zur Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994 („IPPC-
Anlage“). 
 
Der oben angeführte Antrag wurde in der Tageszeitung „Kurier“, Ausgabe vom 04.12.2018, und auf der In-
ternetseite des Landes Niederösterreich verlautbart. Das Ansuchen inkl. Projekt lag anschließend 6 Wochen 
zur Einsichtnahme auf der Bezirkshauptmannschaft Gmünd auf. Die Anberaumung zur mündlichen Verhand-
lung wurde auf der Internetseite des Landes Niederösterreich, im Amtsblatt der Bezirkshauptmannschaft 
Gmünd und auf der Amtstafel der Stadtgemeinde Gmünd sowie durch persönliche Verständigung der Verfah-
rensparteien kundgemacht. 
 
Der Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Gmünd vom 24.01.2019, GDW2-BA-1355/004, mit dem über 
oben angeführten Antrag abgesprochen wurde, liegt bis einschließlich 12. März 2019 auf der Bezirkshaupt-
mannschaft Gmünd, 3950 Gmünd, Schremser Straße 8, Zimmer 231, während der Amtsstunden zur Ein-
sichtnahme und Information über den Wortlaut der Entscheidung und die Gründe und Erwägungen, auf die 
sich die Entscheidung stützen, auf. 
 
Mit Ablauf von zwei Wochen nach dieser Kundmachung gilt der Bescheid betreffend die Genehmigung dieser 
IPPC-Anlage auch gegenüber jenen Personen als zugestellt, die sich am Verfahren nicht oder nicht rechtzei-
tig beteiligt haben.  
 
Rechtsgrundlagen: 
§ 77a Gewerbeordnung 1994 
Artikel 9 Abs. 2 und 3 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Konvention) 
 

Für den Bezirkshauptmann 
Mag. Stöger 

 


